
Allgemeine Geschäftsbedingungen der GEMA für Musiknutzun-

gen im Rahmen der öffentlichen Wiedergabe  

 

1. Geltungsbereich 

Die folgenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) gelten 

für die Einräumung von nicht ausschließlichen Nutzungsrechten 

an Musikwerken des GEMA-Repertoires für die nachfolgend be-

schriebenen Nutzungen zwischen der Gesellschaft für musikali-

sche Aufführungs- und mechanische Vervielfältigungsrechte mit 

Sitz in Berlin (nachfolgend GEMA) und der natürlichen oder juris-

tischen Person, die die urheberrechtlich relevanten Nutzungs-

handlungen vornimmt (nachfolgend Lizenznehmer/innen). 

Diese AGB gelten für alle Lizenzverträge, die sowohl mit natürli-

chen als auch mit juristischen Personen sowie öffentlich-rechtli-

chen Institutionen abgeschlossen werden. 

1.1.     Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende AGB 

des/der Lizenznehmer/in werden nicht Vertragsbestand-
teil, es sei denn, die GEMA stimmt ihrer Geltung aus-

drücklich zu. Die Zustimmung gilt nicht bereits als erteilt, 

wenn die GEMA in Kenntnis entgegenstehender oder ab-

weichender Bedingungen des Kunden Leistungen vorbe-

haltslos ausführt. 

1.2.   Ein Vertrag kommt insbesondere durch die folgenden Opti-

onen zustande: 

• In Textform oder elektronisch durch Lizenzerwerb 

durch den/die Lizenznehmer/in via Onlineportal. Der 

Vertrag tritt mit Zugang der Bestellbestätigung in 

Kraft. 

• Durch schriftliche Abgabe eines Angebots durch die 

GEMA und die schriftliche Annahme dieses Angebots 

durch den/die Lizenznehmer/in. 

• Konkludent durch Zahlung der Lizenzvergütung 

durch den/die Lizenznehmer/in nach Rechnungstel-

lung durch die GEMA. Der Vertrag tritt mit Eingang 

der Zahlung in Kraft. 

1.3.  Verträge können ausschließlich in deutscher oder englischer 

Sprache geschlossen werden. 

2. Gegenstand 

2.1. Gegenstand dieser AGB sind Lizenzverträge, durch die 

der/die Lizenznehmer/in ein einfaches, nicht übertragba-

res Nutzungsrecht an den urheberrechtlich geschützten 

Werken erhält, an denen die GEMA aufgrund von Berech-

tigungs- und Gegenseitigkeitsverträgen die Rechte wahr-

nimmt (GEMA-Repertoire). 

2.2. Ebenfalls Gegenstand können Lizenzvergütungsansprü-

che von weiteren Verwertungsgesellschaften (VG Wort, 

VG Musikedition, GVL, ZWF, Corint Media) sein, die auf 

Grund einer Inkassomandatsvereinbarung die GEMA 

zum Einzug ermächtigt haben, soweit die Einräumung 

dieser Rechte für das jeweilige Vertragsverhältnis erfor-

derlich ist. 

2.3. Die GEMA gewährleistet nur die Rechte an Werken, für 

die sie eine Wahrnehmungsberechtigung besitzt. Für 

Werke, deren Rechte von anderen Verwertungsgesell-

schaften oder Rechteinhabern wahrgenommen werden, 

übernimmt die GEMA keine Garantie. 

3. Laufzeit 

3.1. Die Vertragslaufzeit ergibt sich aus dem zugrundeliegen-

den Vertrag zwischen der GEMA und dem/der Lizenzneh-

mer/in. 

3.2. Bei Einzellizenzverträgen oder befristeten Verträgen en-

det die Laufzeit mit Ablauf des vertraglich vereinbarten 

Zwecks oder der vertraglich vereinbarten Laufzeit, ohne 

dass es einer gesonderten Kündigung bedarf. 

3.3. Bei Dauerlizenzverträgen verlängert sich die Laufzeit je-

weils automatisch um die im zugrundeliegenden Vertrag 

festgelegte Laufzeit, sofern der Vertrag nicht von einer 

der beiden Parteien spätestens einen Monat vor Ablauf 

der jeweiligen Laufzeit entsprechend Ziff. 8.1 gekündigt 

wird. 

4. Nutzungsrechte 

4.1. Die GEMA räumt dem/der Lizenznehmer/in für die im Ver-

trag festgelegten Zwecke ein einfaches, nicht ausschließ-

liches, nicht übertragbares und auf die Vertragsdauer be-

grenztes Nutzungsrecht an dem GEMA-Repertoire im 

vertraglich vereinbarten Umfang ein. Die Rechteeinräu-

mung steht unter der Bedingung der vollständigen und 

fristgerechten Zahlung der geschuldeten Vergütung.  

4.2. Die GEMA räumt die vertraglichen Rechte ausschließlich 

dem/der Lizenznehmer/in ein. Eine Weiterübertragung 

oder Unterlizenzierung der eingeräumten Rechte an 

Dritte ist ausgeschlossen. 

4.3. Die eingeräumten Nutzungsrechte beziehen sich insbe-

sondere auf die von der GEMA in der Bundesrepublik 

Deutschland wahrgenommenen Rechte an urheberrecht-

lich geschützten Musikwerken und/oder einzelnen Rech-

ten hieran. Diese Rechte stammen von Berechtigten, die 

der GEMA ihre Rechte unmittelbar oder über ausländi-

sche Verwertungsgesellschaften – insbesondere auf-

grund von Gegenseitigkeitsverträgen – zur Wahrneh-

mung und Verwaltung übertragen haben oder künftig 

übertragen werden. Ziff. 12 ist hiervon unberührt.  

4.4. Die vertraglich eingeräumten Nutzungsrechte gelten nicht 

für Nutzungen, die räumlich, zeitlich oder inhaltlich ande-

rer Art sind als in dem zugrundeliegenden Vertrag gere-

gelt. Die GEMA weist den/ die Vertragspartner/in darauf 

hin, dass zur Verwendung von Musikwerken auch die Ein-

willigung anderer Berechtigter erforderlich sein kann. 

5. Pflichten des Lizenznehmers/ der Lizenznehmerin 

5.1. Der/die Lizenznehmer/in stellt der GEMA alle für die Li-

zenzierung erforderlichen Daten gemäß den Bestimmun-

gen des jeweils anwendbaren Tarifs zur Verfügung. 

Soweit der Tarif keine entsprechenden Regelungen ent-

hält, hat der/die Lizenznehmer/in bei Einzellizenzverträ-

gen für einmalige Musiknutzungen, insbesondere bei Ein-

zelveranstaltungen, alle relevanten Daten spätestens 7 

Tage vor deren Durchführung an die GEMA zu übermit-

teln. 

Kommt der/die Lizenznehmer/in dieser Pflicht nicht nach, 

kann die GEMA hierdurch entstehende Schäden nach 

den gesetzlichen Vorschriften geltend machen. 

5.2. Bei Dauerlizenzverträgen gilt Ziff. 5.1 entsprechend mit 

der Maßgabe, dass der/die Lizenznehmer/in der GEMA 

einmal im Kalenderquartal alle relevanten Daten zur Ver-

fügung stellen muss, wenn sich aus dem der Lizenzierung 

zugrundeliegenden Tarif oder vertraglichen Vereinbarung 

nichts anderes ergibt. 

5.3. Der GEMA ist gemäß § 42 Abs. 2 VGG innerhalb der ta-

riflich oder vertraglich vereinbarten Frist eine Aufstellung 

der bei der Veranstaltung genutzten Werke (Setlist) zur 

Verfügung zu stellen. 

Meldungen sind über das Onlineportal der GEMA 

(www.gema.de/portal/) einzureichen. Die Meldungen können 

auch per Post oder E-Mail erfolgen, wenn die Nutzung des Online-

Portals aus technischen oder anderen berechtigten Gründen nicht 

möglich ist. 

https://www.gema.de/portal


6. Audit- und sonstige Prüfrechte 

Unabhängig von einer tariflichen Regelung kann die GEMA jeder-

zeit verlangen, dass einem von ihr bestimmten, unabhängigen, 

vereidigten und zur Berufsverschwiegenheit verpflichteten Wirt-

schaftsprüfer jeweils nach Vereinbarung eines Termins zu den üb-

lichen Geschäftszeiten Einsicht in sämtliche gemäß der der jewei-

ligen Musiknutzung zugrundeliegenden Berechnung der Lizenz-

vergütung relevanten Unterlagen insoweit gewährt wird, als dies 

aufgrund konkreter Anhaltspunkte zur Feststellung sowie zum 

Nachweis der Richtigkeit oder Vollständigkeit der vom Veranstal-

ter übermittelten Auskünfte erforderlich ist. Die GEMA behält sich 

vor, bei einer Abweichung zu ihren Lasten entstandene Kosten für 

die Beauftragung des Wirtschaftsprüfers dem Lizenznehmer in 

Rechnung zu stellen. 

7. Lizenzvergütung und Zahlungsmodalitäten  

7.1. Die GEMA erteilt die Lizenz gegen Zahlung der vereinbar-

ten Vergütung. Die Höhe der Lizenzvergütung ergibt sich 

aus dem zugrundeliegenden Vertrag bzw. dem jeweils an-

wendbaren Tarif. Die Zahlungspflicht besteht unabhängig 

davon, ob und inwieweit andere Berechtigte dem/der Li-

zenznehmer/in gesonderte Zustimmungen zur Nutzung 

von Musikwerken erteilen.  

7.2. Erhöht sich während der laufenden Vertragsdauer der für 

diesen Vertrag maßgebliche Lizenzvergütungssatz in-

folge einer Tarifänderung, ist der/die Lizenznehmer/in be-

rechtigt, den Vertrag außerordentlich zu kündigen. Die 

Kündigung kann innerhalb von sechs Wochen ab Mittei-

lung über die Tariferhöhung oder - falls keine Mitteilung 

erfolgt - ab Kenntnisnahme erklärt werden und wirkt zum 

Zeitpunkt des Inkrafttretens der Tariferhöhung. Die or-

dentliche Kündigungsfrist nach Ziff. 8.1 findet in diesem 

Fall keine Anwendung. 

7.3. Ändert sich der von dem Statistischen Bundesamt veröf-
fentlichte Verbraucherpreisindex (VPI) für Deutschland 

auf der Basis 2020 = 100 und die Volkswirtschaftliche Ge-

samtrechnung (Arbeitnehmerentgelt nominal (Brutto-
löhne und -gehälter einschließlich Arbeitgeberbeiträge 

zur Sozialversicherung, je Arbeitnehmer und Monat)) 

(VGR) im Mai des jeweiligen Jahres gegenüber dem im 

Mai des Vorjahres veröffentlichten VPI und VGR, so än-

dert sich die Lizenzvergütung automatisch entsprechend 

der in Ziff. 7.4 dargelegten Klausel. Die Änderung der 

Lizenzvergütung wird ab der auf die Änderung folgenden 

Vertragsfälligkeit wirksam. Bei jeder weiteren 

Indexänderung gegenüber der jeweils letzten Änderung 

ist diese Regelung entsprechend anwendbar.  

7.4. Die Anpassung der Lizenzvergütung gemäß Ziff. 7.2. be-

rechnet sich wie folgt: Änderung des Verbraucherpreisin-

dex (VPI) aus Mai des jeweiligen Vorjahres (t-1) gegen-

über dem Wert aus Mai des laufenden Jahres (t-2) in % 

plus Änderung des VGR, Veränderung des jeweiligen 

Vorjahres (t-2) gegenüber dem  Vor-Vorjahr (t-3) in % = 

Summe. Die sich daraus ergebende Summe geteilt durch 

zwei ergibt die Anpassung. Das ergibt die folgende Be-

rechnungsformel: 

 

7.5. Bei Einzellizenzverträgen ergibt sich die Fälligkeit aus 

dem zugehörigen Vertrag. Bei Dauerlizenzverträgen ist 

der vereinbarte Lizenzbetrag während der Laufzeit je-

weils zu Beginn eines Monats fällig und zu entrichten. 

 

7.6. Die GEMA ist berechtigt, Rechnungen ausschließlich 

über das Onlineportal der GEMA (www.gema.de/portal/) 

bereitzustellen. Der/die Lizenznehmer/in stimmt zu, dass 

die Bereitstellung der Rechnung im Onlineportal als Zu-

gang der Rechnung gilt. Eine zusätzliche Übermittlung 

der Rechnung auf dem Postweg, per E-Mail oder in sons-

tiger Form erfolgt nicht. Der/die Lizenznehmer/in stellt si-

cher, dass ein regelmäßiger Zugriff auf das Onlineportal 

besteht und die dort bereitgestellten Rechnungen abge-

rufen werden. Die GEMA informiert den/die Lizenzneh-

mer/in über die Bereitstellung neuer Rechnungen im On-

lineportal in angemessener Weise (z. B. per E-Mail-Be-

nachrichtigung). Die vorhergehenden Sätze gelten nicht, 

soweit der/die Lizenznehmer/in aus berechtigten Grün-

den nicht für das Onlineportal registriert ist. 

7.7. Die Zahlungspflicht entfällt nicht durch Einstellung der 

vertraglichen Nutzungen. Die vereinbarte Lizenzvergü-

tung ist auch dann zu zahlen, wenn von den vertraglich 

eingeräumten Nutzungsrechten nicht oder nur teilweise 

Gebrauch gemacht wird. Dies gilt insbesondere auch für 

Fälle, in denen die Nutzung infolge von Umständen aus-

bleibt, die außerhalb des Einflussbereichs des/ der Li-

zenznehmers/in liegen, wie etwa behördlich angeordnete 

Schließungen, Pandemien (einschließlich COVID-19), 

Epidemien oder sonstige Fälle höherer Gewalt. Eine An-

passung oder ein Wegfall der Vergütungspflicht aus die-

sem Grund, insbesondere nach den Grundsätzen über 

die Störung der Geschäftsgrundlage (§ 313 BGB), ist aus-

geschlossen, soweit gesetzlich zulässig. 

 

7.8. Rückforderungsansprüche des/der Lizenznehmers/in in 

Bezug auf gezahlte Lizenzvergütungen sind ausge-

schlossen, es sei denn, die Zahlung erfolgte ohne 

Rechtsgrund und die GEMA hat dies vorsätzlich oder 

grob fahrlässig verursacht oder zwingende gesetzliche 

Vorschriften stehen dem entgegen. Das bedeutet insbe-

sondere, dass im Falle eines Gerichtsurteils, das die Un-

angemessenheit einer Vergütung feststellt, im Einzelfall 

zu prüfen ist, ob ein Rückforderungsanspruch besteht 

oder gemäß dieser Ziff. 7.8 ausgeschlossen ist. 

 

7.9. Sofern die in dem der Lizenzierung zugrundeliegenden 

Vertrag vereinbarte Lizenzvergütung aufgrund der Mit-

gliedschaft des Vertragspartners in einer Organisation un-

ter Einräumung eines Gesamtvertragsnachlasses be-

rechnet ist, gilt diese Berechnung nur für die Dauer seiner 

Mitgliedschaft in der Organisation. Mit dem Ende der Mit-

gliedschaft entfällt der Anspruch auf den entsprechenden 

Gesamtvertragsnachlass und die an die GEMA zu ent-

richtende Lizenzvergütung ist ab dem Zeitpunkt des Aus-

tritts für die Zukunft neu zu berechnen. 

7.10. Ein Gesamtvertragsnachlass entfällt oder verringert sich 

darüber hinaus auch, wenn der zwischen der GEMA und 

dieser Organisation bestehende Gesamtvertrag beendet 

oder der vereinbarte Nachlass reduziert wird. Auch in die-

sem Fall ist die an die GEMA zu entrichtende Lizenzver-

gütung ab Zeitpunkt der Beendigung für die Zukunft neu 

zu berechnen. 

7.11. Soweit die GEMA-Vergütungen unter der Bezeichnung 

GVL, VG WORT, Corint Media und ZWF berechnet sind, 

werden die Forderungen aufgrund der Inkassobeauftra-

gung im Namen der GEMA und für Rechnungen der je-

weiligen Gesellschaft geltend gemacht. 

7.12. Der/die Lizenznehmer/in kann nur mit solchen Forderun-

gen aufrechnen, die unbestritten oder rechtskräftig fest-

gestellt sind. Diese Einschränkung gilt nicht, wenn die zur 

Aufrechnung gestellte Geldforderung aus einem An-

spruch erwächst, dessentwegen der/die Lizenznehmer/in 

auch zurückbehalten könnte oder hätte zurückbehalten 

können. 



7.13. Bei Nichteinhaltung der im zugrundeliegenden Vertrag 

gesetzten Zahlungsfrist (Zahlungsverzug) ist die GEMA 

berechtigt, Verzugszinsen in gesetzlicher Höhe (§ 288 

Abs. 2 BGB) zu erheben.  

7.14. Bei Zahlungsverzug in einem wesentlichem Umfang ist 

die GEMA zudem berechtigt, den Vertrag außerordentlich 

zu kündigen. Von einem wesentlichem Umfang ist insbe-

sondere auszugehen, wenn der/die Lizenznehmer/in mit 

der Zahlung der Vergütung für zwei  Abrechnungsperio-

den in Verzug ist. Vor Ausspruch der außerordentlichen 

Kündigung ist der/die Lizenznehmer/in unter Fristsetzung 

von 14  Tagen abzumahnen. 

8. Vertragsbeendigung 

8.1. Dauerlizenzverträge können von beiden Parteien unter 

Einhaltung der im jeweiligen Vertrag festgelegten Kündi-

gungsfrist ordentlich gekündigt werden. 

8.2. Darüber hinaus sind beide Parteien berechtigt, den Ver-

trag aus wichtigem Grund, ohne Einhaltung einer Kündi-

gungsfrist außerordentlich zu kündigen. Ein wichtiger 

Grund liegt insbesondere vor, wenn 

• eine Partei trotz Mahnung erheblich oder wiederholt 

gegen wesentliche Vertragspflichten verstößt, 

• der/die Lizenznehmer/in sich nach Maßgabe von Ziff. 

7.14 in Zahlungsverzug befindet, 

• der/die Lizenznehmerin mit der Meldung von Nutzun-

gen gem. Ziff. 5 in Verzug ist oder diese unvollständig 

oder unzutreffend abgibt, oder 

• über das Vermögen einer Partei ein Insolvenzverfah-

ren eröffnet oder dessen Eröffnung mangels Masse 

abgelehnt wird. 

Im Fall einer außerordentlichen Kündigung bleibt die Gel-

tendmachung weitergehender Schadenersatzansprüche 

unberührt. 

8.3. Kündigungen sind über das Onlineportal der GEMA 

(www.gema.de/portal/) einzureichen. Die Kündigung 

kann auch in Textform per Post oder E-Mail erfolgen, 

wenn die Nutzung des Online-Portals aus technischen 

oder anderen berechtigten Gründen nicht möglich ist. 

9. Haftung der GEMA 

9.1. Die GEMA haftet für Schäden nur, soweit diese auf einer 

Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht oder auf ei-

nem vorsätzlichen oder grob fährlässigen Verhalten durch 

die GEMA, ihrer gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsge-

hilfen beruhen. Wird eine wesentliche Vertragspflicht 

leicht fahrlässig verletzt, so ist die Haftung der GEMA auf 

den vorhersehbaren vertragstypischen Schaden be-

grenzt. Eine wesentliche Vertragspflicht ist bei Verpflich-

tungen gegeben, deren Erfüllung die ordnungsgemäße 

Durchführung des Vertrages erst möglich macht oder auf 

deren Einhaltung der/die Vertragspartner/in regelmäßig 

vertrauen darf. 

9.2. Eine weitergehende Haftung ist ausgeschlossen. Unbe-

rührt bleibt die Haftung wegen schuldhafter Verletzung 

von Leben, Körper oder Gesundheit nach den gesetzli-

chen Bestimmungen sowie eine Haftung nach dem Pro-

dukthaftungsgesetz. 

10. Datenschutz 

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt gemäß 

der Datenschutzgrundverordnung.   

11. GEMA-Vermutung Generative Künstliche Intelligenz (genKI)  

11.1.   Den Vertragsparteien ist bekannt, dass zugunsten der 

GEMA angesichts ihres umfassenden In- und Auslands-

repertoires eine tatsächliche Vermutung ihrer Wahrneh-

mungsbefugnis für die Aufführungsrechte an in- und aus-

ländischer Tanz- und Unterhaltungsmusik sowie für die 

sogenannten mechanischen Rechte besteht. Die Vermu-

tung erstreckt sich weiter darauf, dass diese Werke urhe-

berrechtlich geschützt sind.  

11.2.  Macht der/ die Lizenznehmer/in geltend, die von ihm ge-

nutzten Musikwerke seien nicht urheberrechtlich ge-

schützt, da diese mit genKI erstellt worden seien (Output 

einer genKI), ist von ihm substantiiert darzulegen und un-

ter Beweis zu stellen, dass die genutzten Werke (Output) 

das Ergebnis eines autonomen Herstellungsvorgangs 

sind, der ohne einen schöpferischen menschlichen Bei-

trag erfolgt ist und im Output keine Werke oder schutzfä-

higen Werkteile perpetuiert sind. Der Einsatz von genKI 

als Hilfsmittel beim Schöpfungsvorgang steht der 

Werkqualität und damit der Schutzfähigkeit nicht entge-

gen.   

12. Kollektive Lizenz mit erweiterter Wirkung (ECL) 

Die GEMA vergibt die genannten Nutzungsrechte nach dem zu-

grundeliegenden Vertrag als kollektive Lizenz mit erweiterter Wir-

kung i.S.d. §§ 51, 51b VGG. Die Lizenz erfasst daher die entspre-

chenden Nutzungsrechte auch von Außenstehenden i.S.d. § 7a 

VGG, d.h. von Personen die im Hinblick auf diese Nutzungen 

nicht in einem Wahrnehmungsverhältnis zu einer Verwertungsge-

sellschaft stehen. Von einer Nutzung nach dem zugrundeliegen-

den Vertrag sind solche Werke ausgenommen, für die die Außen-

stehenden gegenüber der GEMA der Rechteeinräumung wider-

sprochen haben. 

13. Gerichtsstand und anwendbares Recht 

Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Die Vorschrif-

ten des internationalen Privatrechts und des UN-Kaufrechts 

(CISG) finden keine Anwendung. Ausschließlicher Gerichtsstand 

für Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit dem zwischen 

den Parteien bestehenden Vertragsverhältnis ist München, wenn 

der/die Vertragspartner/in Kaufmann, eine juristische Person des 

öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermö-

gen ist. 

14. Schlussbestimmungen 

Sollte eine Bestimmung dieser AGB ganz oder teilweise unwirk-
sam oder undurchführbar sein oder werden, bleibt die Wirksam-

keit der übrigen Bestimmungen unberührt. 


